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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/8051/18

01 - Büro des Oberbürgermeisters
Frau Doll Datum: 

18.10.2018

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Einsatz bei der DB Netze AG für die Belange der Hansestadt Lüneburg" (An-
trag der Gruppe Bündnis 90/ Die Grünen/FDP/CDU vom 17.10.2018, eingegangen am 
17.10.2018 um 18:09 Uhr)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 30.10.2018 Verwaltungsausschuss

Ö 01.11.2018 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

s. beigefügter Antrag der Gruppe Bündnis 90/ Die Grünen/FDP/CDU vom 17.10.2018, einge-
gangen am 17.10.2018 um 18:09 Uhr

Beschlussvorschlag:

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 16,00 €

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:
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e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:
Antrag der Gruppe Bündnis 90/ Die Grünen/FDP/CDU vom 17.10.2018, eingegangen am 
17.10.2018 um 18:09 Uhr

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss
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1

2
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4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
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über Herrn OB und  

 

über Dez. III 

 

Antrag der Fraktionen CDU, Bündnis90/Die Grünen, FDP vom 17.10.2018, eingegangen 

am 17.10.2018, zur Sitzung des Rates am 01.11.2018 

 

„Der Rat der Hansestadt Lüneburg bittet die Verwaltung, sich bei der DB Netz AG da-

für einzusetzen, dass die Belange der Stadt Lüneburg im Rahmen der Wiederaufnah-

me des Lärmsanierungsverfahrens eine hohe Priorität erfahren“. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

 
Lärmsanierungen an den bestehenden Schienenwegen der Eisenbahnen des Bundes wer-
den seit 1999 als freiwillige Leistung des Bundes finanziert. Das Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur (BMVI) hat 2005 in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) ein Gesamtkonzept für die Lärmsanierung erarbeitet. Immissionen durch 
Erschütterungen werden bei der Lärmsanierung nicht betrachtet.  
 
Im Stadtgebiet Lüneburgs ist die Hauptstrecke Hamburg – Lüneburg – Uelzen – Hannover 
die Hauptquelle für Bahnlärm, aber auch Erschütterungen. Maßgebliche Lärmquelle ist hier 
der Güterverkehr aufgrund des Gewichts der Züge und der veralteten Technik (Bremsanla-
ge). Die Strecken nach Soltau, Dannenberg und Lübeck sind diesbezüglich grundsätzlich nur 
von untergeordneter Bedeutung. Zu berücksichtigen sind allerdings die Planungen im Zu-
sammenhang mit dem sog. optimierten Alpha-E, die nach den Verlautbarungen der Deut-
schen Bahn für die Hauptstrecke mit deutlich höheren (bislang noch nicht veröffentlichten) 
Zugzahlen für das Prognosejahr 2030 verbunden sind, als dies bisher bekannt war. Betroffen 
sind der Schienengüterverkehr, der Schienenpersonenfernverkehr aber auch, was zu begrü-
ßen ist, der Schienenpersonennahverkehr. Weil nach einer Elektrifizierung der Strecke 
Lübeck – Lüneburg sog. Umroutungen von Güterverkehren stattfinden könnten, ist auch auf 
dieser Strecke ein Anstieg der Güterverkehrszahlen zu befürchten.  
 
Da im Bereich der Hauptstrecke nördlich der Ilmenau im Zuge des Baus des dritten Gleises 
Lärmschutzmaßnahmen durchgeführt werden sollten (Fertigstellung 2012), wurde in den 
Jahren zwischen 2006 und 2010 in Lüneburg nur südlich der Eisenbahnbrücke Bockelmann-
straße bis Wilschenbruch die freiwillige Lärmsanierung durchgeführt. 
 
In den Jahren zwischen 2006 und 2010 wurde in Lüneburg, südlich der Eisenbahnbrücke 
Bockelmannstraße bis Wilschenbruch, die Lärmsanierung durchgeführt. Als aktive Schall-
schutzmaßnahmen wurden nur drei Schallschutzwände errichtet: Wilschenbruch, Lüner Weg 
und Eisenbahnweg/Kloster Lüne. Somit blieben unter anderem die Wohngebiete östlich der 
Hauptbahngleise in Höhe Deutsch-Evern-Weg, Bülowstraße, Blümchensaal u. w. ohne akti-
ven Lärmschutz. Die Begründung der Bahn lautete, dass die Errichtung einer Lärmschutz-
wand nur entlang der fünf östlichsten Rangiergleise erfolgen könne, dort aber nicht wirksam 
sei. Eine Lärmschutzwand entlang der Hauptgleise sei nicht realisierbar, da Rangiergleise 
(Gleisharfe) nach Bau einer entsprechenden Wand nicht angefahren werden könnten. Über 
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dies hinaus konnten nur Hauseigentümer einen Anspruch auf passiven Schallschutz geltend 
machen, sofern ihre Gebäude vor 1974 errichtet wurden (Inkrafttreten des ersten Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (15.03.1974)). 

Durch eine gutachterliche Überprüfung städtischerseits wurde nachgewiesen, dass eine 
Wand abseits der Hauptgleise aufgrund der ungünstigen topographischen Verhältnisse vor 
Ort schalltechnisch nahezu wirkungslos wäre (das Gelände steigt in Richtung Kaltenmoor 
an). Am 15.04.2013 wurde in einer Anliegerversammlung, zu dem die Bewohner des oben 
genannten Gebietes eingeladen wurden, dieser Sachverhalt erläutert. 

Die Hansestadt Lüneburg hat in der Vergangenheit gefordert, dass andere, lärmschützende 
Maßnahmen auf der Hauptstrecke getätigt werden sollten. Zum Beispiel könnten sich Schie-
nenstegdämpfer lärmreduzierend auswirken. Diese Forderungen wurden bisher abgelehnt, 
da das Lärmsanierungsverfahren in Lüneburg als abgeschlossen galt und nach Aussagen 
der zuständigen DB Netz AG abgeschlossene Verfahren nicht wieder aufgenommen werden 
können und spätere Veränderungen der örtlichen Gegebenheiten grundsätzlich unberück-
sichtigt bleiben.  

Zwischenzeitlich haben sich allerdings die Randbedingungen zur Lärmsanierung allgemein 
und für das Stadtgebiet insbesondere verändert:  

• Die Berechnungsgrundlagen zur Bestimmung der Lärmpegel an Schienenwegen wurden 
geändert. Unter anderem entfällt nun der sogenannte Schienenbonus von 5 dB(A).  

• Die Auslösewerte für die Lärmsanierung wurden um 3 dB(A) abgesenkt. Bei Wohngebie-
ten ergeben sich nun Sanierungsgrenzwerte von tags 67 dB(A) und nachts 57 dB(A). 
Diese führen bei einem neuen Lärmsanierungsverfahren zu einem deutlich breiteren Un-
tersuchungskorridor beidseits der Haupteisenbahntrasse.   

• Die DB Netz AG hat in der Zwischenzeit aus betrieblichen Gründen vier der o.g. Ran-
giergleise stillgelegt (s. Luftbild, Anlage 1). Somit scheint die Errichtung einer Schall-
schutzwand entlang der Hauptgleise möglich.  

 
Die Verwaltung der Hansestadt Lüneburg nahm diese Änderungen der Sach- und Rechtsla-
ge sowie ein an die Hansestadt gerichtetes Schreiben der Initiative Bahnlärm Ost e.V. zum 
Anlass, die DB Netz AG am 29.05.2018 (erneut) schriftlich aufzufordern, das Gebiet der 
Hansestadt erneut in das Lärmsanierungsprogramm aufzunehmen (vgl. Anlage 2). In dem 
Antwortschreiben der DB Netz AG vom 07.06.2018 (vgl. Anlage 3) wurde seitens der DB 
Netz AG mitgeteilt, dass Lüneburg zwar in die bisher bahninterne Dringlichkeitsliste aufge-
nommen sei. Wegen der Vielzahl der noch nicht sanierten Gebiete in Deutschland könne 
aber noch nicht vorhergesagt werden, wann mit neuen Planungen für Lüneburg begonnen 
werden wird. Auf telefonische Rückfrage bei der DB Netz AG konnte in Erfahrung gebracht 
werden, dass mit einer erneuten Lärmsanierung in Lüneburg nicht binnen der nächsten 10 
Jahre zu rechnen sei.  
 
Über den dieser Stellungnahme beigefügten Schriftverkehr hinaus hat sich die Verwaltung in 
der Vergangenheit immer wieder für eine erneute Aufnahme der freiwilligen Lärmsanierung 
des Bundes und damit für eine Verbesserung der Lärmschutzsituation der an der Eisen-
bahnstrecke Hannover – Lüneburg – Hamburg wohnenden Bevölkerung Lüneburgs einge-
setzt. Diese Bemühungen beschränken sich aber nicht nur auf die Wiederaufnahme der frei-
willigen Lärmsanierung des Bundes, sondern sind z.B. auch im Rahmen des Klageverfah-
rens im Zusammenhang mit dem Planfeststellungsverfahren zur Umgestaltung des West-
bahnhofes oder bei der Positionierung im Rahmen des Dialogforums Schiene Nord (Alpha E) 
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deutlich geworden. Sie sind ständige Aufgabe der Verwaltung. Ein diese Bemühungen be-
stätigender Beschluss des Rates ist unschädlich.  

 

Kosten für die Erarbeitung der Stellungnahme: 100,- € 

 

Im Original gezeichnet Schulz 

 

Schulz 
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